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Besondere Vertragsbedingungen der Evonik Industries AG  
für Montageleistungen (Fassung 06/2026)  

 
1.  Geltungsbereich 

1.1 Diese „Besonderen Vertragsbedingungen für Montageleistungen“ beziehen sich auf alle Lieferungen und Leistungen, die im  
Zusammenhang mit Montageverträgen für die Evonik Industries AG und deren Tochter- und Beteiligungsgesellschaften („Auftrag-
geber“) erbracht werden. 

1.2 Soweit nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gelten für diese und alle zukünftigen Bestellungen beim / Beauftragungen des  
beauftragten Unternehmen(s) („Auftragnehmer“) ausschließlich diese „Besonderen Vertragsbedingungen für Montageleistungen“. 
Entgegenstehende oder zusätzliche Allgemeine Geschäftsbedingungen des AN binden den AG auch dann nicht, wenn der AG 
diesen Bedingungen nicht ausdrücklich widerspricht oder die Lieferung / Leistung vorbehaltlos entgegennimmt.  

1.3 Diese Besonderen Vertragsbedingungen werden ergänzt durch die allgemeinen „Pflichten und Aufgaben von Auftragnehmern“ 
sowie durch standortspezifische Regelungen, die den jeweiligen Anfrageunterlagen beigefügt werden. Beide Dokumente sind auf 
der Homepage der Evonik Industries AG [https://www.evonik.com/en/company/procurement/DownloadCenter/standortbedingun-

gen.html] abrufbar.   

1.4 Verwendete Abkürzungen / Definitionen 

AG  Auftraggeber 

AN  Auftragnehmer 

BV-Montage Besondere Vertragsbedingungen der Evonik Industries AG für Montageleistungen 

Baustelle  das für die Leistungserbringung des AN definierte Gelände 

Montagestelle jeder Arbeitsplatz des AN auf der Baustelle, an dem Leistungen erbracht werden 

2.  Vertragsbedingungen, Vertragsschluss, Angebot, Leistungsänderungen 

2.1 Vertragsbedingungen 

Dem Vertrag liegen folgende Bedingungen in der bei Beauftragung gültigen Fassung zugrunde: 

a) etwaige Bestellung des AG; 

b) etwaiges Protokoll der Parteien über die Auftragsverhandlung einschließlich darin evtl. in Bezug genommener Anlagen („Ver-
handlungsprotokoll“); 

c) detaillierte, auftragsspezifische Leistungsabgrenzung zwischen AN und AG; im Falle von Widersprüchen zwischen Bedingun-
gen haben diese Zusatzvereinbarungen Vorrang; 

d) die technischen Spezifikationen des AG, insbesondere das Leistungsverzeichnis / die Leistungsbeschreibung des AG ein-
schließlich evtl. beigefügter Planungsunterlagen, referenzierter Normen, Technischer Standards, etc.; 

e) etwaige Rahmenverträge / Werkrahmenabkommen; 

f) diese Besonderen Vertragsbedingungen der Evonik Indusries AG für Montageleistungen; 

g) etwaige sich aus den Regelungen der „Pflichten und Aufgaben von Auftragnehmern“ ergebende zusätzliche Vertragsbedingun-
gen;  

h) etwaige standortspezifische Regelungen; 

i) etwaige zusätzliche technische Vertragsbedingungen; 

j) öffentlich-rechtliche Gesetze, Verordnungen und sonstige Vorschriften des Bundes, der Länder und sonstiger öffentlich-recht-
licher Körperschaften; 

k) die einschlägigen Bestimmungen zum Arbeitsschutz, z. B. die Baustellenverordnung und die Regelungen zum Arbeitsschutz 
auf Baustellen, das Arbeitsschutzgesetz, die Arbeitsstättenverordnung und die Arbeitsstättenrichtlinien, DGUV Vorschriften 
(Unfallverhütungsvorschriften) und weitere Bestimmungen der Berufsgenossenschaften, die Richtlinien und Vorschriften der 
Deutschen Sachversicherer; 

l) das Angebot des AN. 

2.2 Bei Widersprüchen zwischen einzelnen oder mehreren der vorgenannten Vertragsgrundlagen gilt grundsätzlich die festgelegte 
Reihenfolge. Sofern ein Widerspruch durch die Reihenfolge oder durch Auslegung nicht einvernehmlich gelöst werden kann, ent-
scheidet der AG über die mögliche auszuführende Variante nach billigem Ermessen.  

Im Falle eines Widerspruchs zwischen Vertragsgrundlagen oder innerhalb einer Vertragsgrundlage ist die sich daraus zu Gunsten 
des AG ergebende höhere Qualität, größere Menge, der niedrigere Preis oder dergleichen geschuldet. 

2.3 Mündliche Nebenabreden zur Bestellung / Beauftragung sind schriftlich niederzulegen. 

2.4 Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses oder wenn über das Vermögen des AN das 
Insolvenzverfahren beantragt wird und der AN die Bestellung / Beauftragung noch nicht oder nicht vollständig erfüllt hat, sind wir 
berechtigt, von der Beauftragung / vom Vertrag zurückzutreten oder bei Dauerschuldverhältnissen das Vertragsverhältnis fristlos 
zu kündigen. 

2.5 Angebote 

Liefer- und Leistungsangebote des AN an den AG erfolgen unentgeltlich, sind für den AN immer verbindlich und begründen für den 
AG keine Verpflichtungen. Kostenvoranschläge werden nur nach vorheriger schriftlicher Vereinbarung vergütet. 

Die nachfolgend aufgeführten Bedingungen sind vom AN bei der Erstellung von Angeboten zu berücksichtigen: 

a) Der AN ist verpflichtet, die Leistungsbeschreibung, die überreichten Planunterlagen sowie die weiteren Vertragsunterlagen 
gewissenhaft zu prüfen (insbesondere hinsichtlich der Maße und Massen) und den AG auf Widersprüche, Unklarheiten und / 
oder Ungenauigkeiten einzelner Vertragsbestandteile, die sich auf Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen beziehen, 
schriftlich hinzuweisen. 
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b) Der AN bestätigt, dass er sich über alle Einzelheiten der zu erbringenden Leistungen in eigener Verantwortung Klarheit ver-
schafft hat und ihm die Beschaffenheit des Montageobjekts und die örtlichen Verhältnisse entweder bekannt sind oder er auf 
eigenes Risiko davon abgesehen hat, sich die erforderliche Kenntnis zu verschaffen. 

c) Für standortfremde Bieter ist eine Ortbesichtigung im Rahmen der Angebotserstellung verpflichtend. Bietet der AN, dem die 
Örtlichkeit bekannt ist, ohne konkrete Ortsbesichtigung an, so gehen eventuelle Nachteile zu seinen Lasten. 

d) Der AN wird in seinem Angebot auf eventuelle Abweichungen gegenüber der Anfrage des AG ausdrücklich hinweisen und dem 
AG Alternativen, die im Vergleich zur Anfrage technisch oder wirtschaftlich günstiger sind, zusätzlich anbieten. 

e) Risiken in der Angebotskalkulation des AN müssen dem AG schriftlich mitgeteilt werden. Werden keine Einschränkungen ge-
macht, gelten alle Risiken des möglichen Auftrags als einkalkuliert. 

f) Mehrkosten, z. B. für schwierige Umstände, gleichzeitiges Arbeiten mehrerer Gewerke, Höhen sowie Entfernungen auf der 
Baustelle, sofern nicht im Abschnitt „Behinderungen“ beschrieben, können nicht geltend gemacht werden. 

g) Die geschuldete Leistung umfasst im Sinne der allgemeinen Pflichten des AN auch alle Nebenleistungen, z. B. Teilnahme an 
verpflichtenden Sicherheitsunterweisungen durch den AG, gesetzlich vorgeschriebene oder vertraglich vereinbarte Prüfungen 
und Abnahmen, Mess- und Prüfgeräte, Inbetriebsetzung und Probebetrieb. 

h) Der AN hat die erforderlichen Mitwirkungs- und Beistellungspflichten des AG ausdrücklich und abschließend aufzuführen. 
Hierzu zählen auch Art, Umfang, Zeitpunkt und sonstige Details, es sei denn, es handelt sich um Pflichten oder Details von 
Pflichten, die nicht vorhersehbar sind und sich erst im Laufe der Vertragsabwicklung ergeben. 

i) Ist seitens des AN der Einsatz von Dritten (Subunternehmen, Personaldienstleistern, etc.) bei der Vertragsausführung beab-
sichtigt, hat der AN dies dem AG bereits in seinem Angebot mitzuteilen. Diese dürfen vom AN nur nach vorheriger schriftlicher 
bzw. in Textform erfolgter Zustimmung durch den AG im Rahmen der Vertragsausführung eingesetzt werden. Der AN hat 
seinen Subunternehmen bezüglich der von ihm übernommenen Aufgaben alle Verpflichtungen aufzuerlegen und deren Einhal-
tung sicherzustellen, die dem AN gegenüber dem AG obliegen. 

j) Durch den Akt der Abgabe des Angebots seitens des AN an den AG werden die Bedingungen dieser BV-Montage durch den 
AN akzeptiert. Eine eventuelle schriftliche Heranziehung der AGB des AN in seinem Angebot wird und ist ungültig. 

2.6 Änderungen des Liefer- und Leistungsumfangs während der Vertragsabwicklung 

Für die Bearbeitung von Änderungen des Liefer- und Leistungsumfangs einschließlich der sich ggf. hieraus ergebenden kommer-
ziellen und / oder terminlichen Vertragsanpassungen kommt ausschließlich das vom AG im Rahmen der Ausschreibung kommuni-
zierte Prozedere zur Anwendung. Dies betrifft insbesondere die darin enthaltenen Regelungen zu Fristen für das Anmelden fest-
gestellter oder vermuteter Abweichungen von den Vertragsbedingungen. Die Bevollmächtigten von AG und AN kommen in regel-
mäßigen Abständen zusammen (üblicherweise alle zwei (2) Wochen), um notwendige Änderungen des Liefer- und Leistungsum-
fangs abzustimmen und ggf. Vertragsanpassungen zu verhandeln. 

Der AG ist bis zur Anzeige der Abnahme oder dem im Verhandlungsprotokoll vereinbarten Zeitpunkt berechtigt, schriftlich die 
Änderung des vereinbarten Leistungsumfangs (Erweiterung, Reduzierung, Art der Ausführung, etc.) zu verlangen, soweit dies zur 
Erreichung des Leistungsziels notwendig ist. Der AN ist zur Ausführung verpflichtet, soweit ihm die Änderung zumutbar ist.   

Sofern der AG Leistungsänderungen verlangt, hat der AN dem AG umgehend ein schriftliches, kostenfreies Nachtragsangebot in 
prüffähiger Form vorzulegen, aus dem sich insbesondere ergibt, zu welcher Kostenerhöhung oder -ersparnis die Änderungen des 
AG in Fortschreibung der Angebotskalkulation führen und welche Auswirkungen sie voraussichtlich auf die Dauer der Montagezeit 
sowie auf die Termine des gewerkebezogenen Terminplans bzw. des detaillierten Durchführungsplans haben werden. Mögliche 
Beschleunigungsmaßen und ihre zeitlichen und finanziellen Auswirkungen sind ebenfalls darzustellen.  

Sollte der AN Anpassungen am vereinbarten Umfang der Lieferungen und Leistungen für notwendig erachten, muss er dies dem 
AG umgehend, ebenfalls in Form eines kostenfreien Nachtragsangebots, mitteilen. Die betroffenen Lieferungen oder Leistungen 
dürfen, außer bei unmittelbar drohender Gefahr, erst nach einer expliziten schriftlichen Zustimmung durch eine Nachtragsbestellung 
des AG ausgeführt werden. Dies gilt sinngemäß auch für den Fall, dass der AN dem AG eine alternative Ausführung vorschlägt.    

Unterlässt der AN die Erstellung eines Nachtragsangebots oder führt diese Arbeiten ohne schriftliche Beauftragung durch, so ste-
hen ihm allfällige Mehrforderungen bzw. bereicherungsrechtliche (Rückabwicklungs-) Ansprüche nicht zu.  

Dem AG steht es im Falle von nicht genehmigten Zusatzaufträgen frei, die geleisteten Arbeiten auf Kosten des AN abtragen zu 
lassen. Wird die Abtragung der Arbeiten nicht angeordnet, gelten diese zwar als erbracht; dem AN steht dann jedoch kein zusätz-
licher Werklohn bzw. kein bereicherungsrechtlicher (Rückabwicklungs-) Anspruch zu.  

Nachtragsangebote bei Leistungsabweichungen unterliegen den Konditionen und Bedingungen des Hauptauftrages; insbesondere 
allfällige Preisnachlässe des Hauptangebots kommen entsprechend zur Anwendung.   

Waren bestimmte Leistungen zur Erreichung des Leistungsziels oder zur Schadensminderung notwendig und konnte die Zustim-
mung des AG wegen Gefahr im Verzug nicht rechtzeitig eingeholt werden, ist der AG davon unverzüglich zu informieren. Der AG 
hat solche Leistungen anzuerkennen und dem AN zu vergüten. 

2.7 Ausführung der vertraglichen Leistungen  

2.7.1 Der AN übernimmt im Rahmen seines Liefer- und Leistungsumfanges ein vollständiges Gesamtmontagegewerk. Hierzu gehören 
neben den im Vertrag explizit beschriebenen Lieferungen und Leistungen, ohne jegliche Zusatz- oder Nebenkosten für den AG, 
auch alle sonstigen Leistungen, die für das Erstellen eines vollständigen Gesamtmontagegewerkes erforderlich sind. 

2.7.2 Ob die beauftragten Montageleistungen in vorhandenen Anlagen während des kontinuierlich laufenden Anlagenbetriebs, während 
geplanter / nicht geplanter Teilabstellungen, während Gesamtstillständen oder im Rahmen von Anlagen-Neubauten auszuführen 
sind, wird im jeweiligen Vertrag festgelegt. 

Die Anforderungen des laufenden Anlagenbetriebs haben in zumutbarem Maß Vorrang vor der Vertragsabwicklung, ohne dass 
dies zu Verschiebungen der vereinbarten Termine bzw. zu Mehrforderungen seitens des AN führt (analog zum Abschnitt „Behin-
derungen“).  

2.7.3 Der AG kann seine im Vertrag vereinbarten Mitwirkungs- und Beistellungspflichten selbst oder durch Dritte erfüllen. Im Falle eines 
Verstoßes des AG gegen die ihm obliegenden Mitwirkungs- und / oder Beistellungspflichten hat der AN dem AG schriftlich bzw. in 
Textform eine angemessene Nachfrist zur Nachholung zu setzen. Ist erkennbar, dass aufgrund des Verstoßes vereinbarte Termine 
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oder Fristen gefährdet sind und / oder dem AN durch den Verstoß Mehrkosten entstehen, hat der AN dies dem AG unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 

2.8 Ergänzende technische Ausführungsbestimmungen 

Die ergänzenden technischen Ausführungsbestimmungen gelten nur in Zusammenhang mit der Basisspezifikation des jeweiligen 
Montagegewerks, die dem AN mit den Ausschreibungsunterlagen übermittelt wurde. Diese beschreibt detailliert die Mindestanfor-
derungen an eine fachgerechte Ausführung des Montagegewerks. 

2.8.1 Technische Unterlagen zu Montagen 

Die für die Ausführung der Montageleistungen erforderlichen technischen Unterlagen und Informationen werden vom AG oder 
durch vom AG beauftragte Dritte erstellt. Sie sind vom AN unmittelbar nach Erhalt auf Vollständigkeit und Übereinstimmung zu 
überprüfen, darüber hinaus nach Besichtigung der jeweiligen Montagestelle hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit. 

Der AN hat dem AG etwaige für den AN ersichtliche Unstimmigkeiten in den technischen Unterlagen unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen; der AG wird diese schnellstmöglich klären. Sollten zusätzliche Unterlagen erforderlich sein, hat der AN diese rechtzeitig beim 
AG anzufordern.  

Während der Leistungserbringung können dem AN vom AG unter Umständen revidierte Unterlagen übergeben werden. Der AN 
hat diese Unterlagen sofort auszutauschen und die neuen Revisionen bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 

2.8.2 Maschinen, Geräte, Anlagen 

Umfasst der Vertrag auch die Lieferung von Maschinen, Geräten oder Anlagen durch den AN, müssen diese den Anforderungen 
der zum Zeitpunkt der Vertragserfüllung geltenden besonderen Sicherheitsbestimmungen für Maschinen, Geräte und Anlagen ent-
sprechen und eine CE-Kennzeichnung besitzen. 

2.8.3 Energien und Betriebsmittel  

Die aus Sicht des AG zur Vertragsabwicklung erforderlichen Energien und Betriebsmittel wie Strom, Wasser (grundsätzlich ist 
Trinkwasser zu verwenden) und Dampf werden zur Verfügung gestellt und pauschal abgerechnet. Gleiches gilt sinngemäß für die 
Ableitung und Behandlung von anfallenden Abwässern. 

Die erforderlichen Anschlüsse für Strom, Wasser, Abwasser und Dampf werden vom AG mindestens bis auf 50 m an die Baustelle 
herangeführt. 

2.9 Berichtswesen 

Vom AN sind Tagesberichte anzufertigen, die bis 10:00 Uhr des folgenden Tages bei der Montageleitung des AG vorzulegen sind 
und mindestens die folgenden Angaben enthalten müssen: 

a) Personalstärke und Qualifikation; 

b) Beschreibung der durchgeführten Arbeiten; 

c) Materialeingang; 

d) Einsatz der wesentlichen Kräne, Hebezeuge usw.; 

e) Ausfälle und deren Ursachen; 

f) Unfälle; 

g) Besondere Vorkommnisse, etc. 

Vom AN sind darüber hinaus ab Auftragsbeginn wöchentliche Fortschrittsberichte anzufertigen, die mindestens die folgenden In-
formationen enthalten müssen: 

a) Stand der Abwicklung, z. B. für Vormaterialeingang, Vorfertigung, Montage; 

b) prozentualer Arbeitsfortschritt seit dem letzten Bericht mit entsprechenden Nachweisen (z. B. Bildern) dokumentiert;  

c) festgestellte Mängel, eingetretene bzw. zu erwartende Terminverzüge einschließlich getroffener bzw. einzuleitender Abhilfe-
maßnahmen; 

d) Status der Abarbeitung von Mängeln bzw. Aufholung von Terminverzügen; 

e) Status Stundenlohnarbeiten (sofern vereinbart); 

f) freigegebene bzw. in Bearbeitung befindliche Vertragsänderungen (Mehrungen / Minderungen, Terminanpassungen, etc.). 

Vom AG werden auf der Baustelle, dem Montagefortschritt entsprechend, regelmäßige Montagebesprechungen mit dem Bevoll-
mächtigten des AN und, soweit notwendig, weiteren Funktionen des AN durchgeführt. Der AN ist zur Teilnahme, Mitwirkung und, 
im Falle von eingetretenen Widrigkeiten, aktiven Lösungsfindung verpflichtet. Dies gilt insbesondere dann, wenn während der Ver-
tragsausführung von einer oder beiden Partei(en) Abweichungen zu den getroffenen vertraglichen Vereinbarungen festgestellt 
werden (z. B. signifikante Abweichungen von Spezifikationen, Maßen / Toleranzen, Werkstoffen / Materialien, Prozeduren / Quali-
tätssicherungsmaßnahmen, Dokumentationspflichten des AN, Beistellungspflichten des AG). Die vorgenannten Pflichten sind 
Hauptleistungspflichten des AN. Soweit nicht vom AG Protokolle über die Montagebesprechungen erstellt werden, sind diese vom 
AN anzufertigen und vom AG freizugeben. 

Der AG ist berechtigt, sich jederzeit über alle Arbeiten des AN sowie über deren Stand und Fortgang zu informieren oder durch 
beauftragte Dritte informieren zu lassen bzw. die Arbeit zu prüfen oder durch Dritte prüfen zu lassen. 

2.10 Dokumentation 

Sämtliche Informationen und Dokumentationsunterlagen, einschließlich Zeichnungen, Prüfprotokollen und sonstigen erforderlichen 
Unterlagen, die der AG für die Aufstellung, die Inbetriebnahme und den Regelbetrieb, die Instandhaltung oder Reparatur der vom 
AN erbrachten Leistungen oder gelieferten Waren benötigt, sind dem AG vom AN rechtzeitig, unaufgefordert und ohne gesonderte 
Berechnung zur Verfügung zu stellen. § 434 Abs. 2 BGB bleibt unberührt. 
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2.11 Rechte an Unterlagen 

Alle vom AN im Rahmen der Vertragsabwicklung von Montageleistungen erstellten bzw. beschafften und dem AG ausgehändigten 
Planungs- und Dokumentationsunterlagen (Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Daten, Listen, Beschreibungen, Protokolle, etc.) gehen 
ohne zusätzliche Vergütung in das uneingeschränkte Eigentum des AG über, unabhängig davon, ob sie weiterhin im Besitz des 
AN verbleiben. Entgegenstehende Erklärungen des AN, z. B. auf dem AG übergebenen Unterlagen, sind nicht bindend. Dies betrifft 
insbesondere alle Unterlagen, die vom AN nach den besonderen An- und Vorgaben des AG erstellt wurden (z. B. Fertigungszeich-
nungen). 

Ein Zurückbehaltungsrecht des AN nach dem Leistungsende (Abnahme, Kündigung oder Vertragsaufhebung) ist grundsätzlich 
ausgeschlossen, es sei denn, die Ansprüche des AN, auf die er das Zurückbehaltungsrecht stützt, sind von dem AG anerkannt 
oder rechtskräftig festgestellt. 

Der AN stellt sicher, dass im Hinblick auf die erbrachten Leistungen weder von ihm selbst noch von ggf. eingesetzten Subunter-
nehmen Urheber- oder sonstige Schutzrechte geltend gemacht werden, die den AG an einer uneingeschränkten Nutzung und 
Verwertung der Leistungen des AN hindern. 

Der AG hat das uneingeschränkte Recht, die vom AN erstellten Unterlagen für andere Zwecke zu verwenden und, sofern erforder-
lich, zu verändern. 

3.  Schriftwechsel 

3.1 In allen Schriftstücken des AN müssen die Bestellnummer und das Datum der Bestellung / Beauftragung sowie die vom AG verge-
bene bzw. mitgeteilte Materialbezeichnung und -nummer angegeben werden. Jeglicher Schriftverkehr zwischen AG und AN erfolgt 
in deutscher Sprache. 

4.  Qualitätsmanagement, IT Security Management 

4.1 Der AN muss ein Qualitätsmanagementsystem, z. B. gemäß EN 29000-Reihe / DIN ISO 9000-Reihe und / oder DIN ISO 14001, 
unterhalten. Der AN übergibt dem AG sein Qualitätssicherungshandbuch oder eine entsprechende Dokumentation einschließlich 
der Verfahrens-, Prüf- und Arbeitsanweisungen. Der AG ist berechtigt, das System des AN nach Abstimmung im Wege von Audits 
zu überprüfen.  

4.2 Der AN hat während der Leistungserbringung durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die vertraglich vereinbarte Qua-
lität erreicht wird. 

4.3 Der AG weist darauf hin, dass bei Beschaffung energierelevanter Leistungen oder Waren die Bewertung teilweise auf deren ener-
giebezogener Leistung basiert. 

4.4 IT Security Management 

Der AN muss ein angemessenes IT Security Managementsystem, z. B. gemäß DIN EN ISO / IEC 27001, unterhalten. Der AN wird 
dem AG dies auf Verlangen nachweisen und dem AG eine verantwortliche Person benennen, die für dessen Etablierung und 
Umsetzung zuständig ist. Über Informationssicherheitsvorfälle, die im Zusammenhang mit der rechtsgeschäftlichen Beziehung zwi-
schen dem AN und dem AG stehen, wird der AN den AG unverzüglich informieren  
(d. h. innerhalb von 24 h).  

5. Compliance, Korruptionsbekämpfung und Geldwäscheprävention, Menschenrechtliche Schutzpflicht  

5.1 Der AG weist auf die ausschließlich für Evonik Industries AG und die ihr nachgeordnet verbundenen Unternehmen im Sinne des  
§ 15 AktG geltenden und im Internet [https://corporate.evonik.com/de/nachhaltigkeit] hinterlegten Dokumente „Code of Conduct“, 
„Menschenrechtliche Grundsatzerklärung“ und „ESHQE-Politik“ hin. Der AG weist ferner auf den "Verhaltenskodex für Lieferanten" 
hin, der die Erwartungen des AG hinsichtlich entsprechender Standards bei Geschäftspartnern des AG einschließlich Lieferanten, 
festlegt und ebenfalls unter https://corporate.evonik.com/de/nachhaltigkeit hinterlegt ist. Der AN ist verpflichtet, gleichwertige Stan-
dards zu implementieren, einzuhalten und aufrechtzuerhalten, was entweder durch eigene Standards oder durch die Einhaltung 
von Industriestandards nachzuweisen ist. Die Standards müssen die Einrichtung, Aufrechterhaltung und Dokumentation angemes-
sener und wirksamer Systeme und Prozesse umfassen. 

5.2 Der AN ist verpflichtet die Bestimmungen zur Bekämpfung von Bestechung, Bestechungsgeldforderungen und Schmiergelderpres-
sung der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen sowie alle auf die rechtsgeschäftliche Beziehung zwischen uns und dem 
AN anwendbaren Gesetze zu Korruptionsbekämpfung und Geldwäscheprävention ("Regelungen zu Korruptionsbekämpfung und 
Geldwäscheprävention") einzuhalten. 

5.3 Der AN hat bei der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus der rechtsgeschäftlichen Beziehung mit dem AG die Menschenrechtliche 
Schutzpflicht einzuhalten und Zulieferer (einschließlich Dienstleister), die im Zusammenhang mit der Erfüllung seiner Verpflichtun-
gen aus der rechtsgeschäftlichen Beziehung mit dem AG tätig werden, zur Einhaltung der Menschenrechtlichen Schutzpflicht bei 
sich und in ihren Lieferketten zu verpflichten. "Menschenrechtliche Schutzpflicht" meint die Verpflichtung, jede Verletzung von Men-
schenrechten oder, soweit diese auf die zu liefernden Waren und / oder Stoffe in diesen Waren anwendbar sind, von geschützten 
Umweltrechten zu beenden und Maßnahmen zu ergreifen, um bevorstehende Verletzungen zu verhindern und Risiken negativer 
Auswirkungen auf Menschenrechte oder Geschützte Umweltrechte abzuwenden oder zu minimieren. "Menschenrechte" meint die 
international anerkannten Menschenrechte, im Mindesten wie sie in der Internationalen Menschenrechtscharta (UNO) und in den 
Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) enthalten sind. "Geschützte Umweltrechte" meint die Rechte nach 
dem Übereinkommen von Minamata vom 10. Oktober 2013 über Quecksilber; nach dem Stockholmer Übereinkommen vom 23. 
Mai 2001 über persistente organische Schadstoffe in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2019/1021 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 über persistente organische Schadstoffe; und des Basler Übereinkommens über die 
Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung vom 22. März 1989 und der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006 Nr. 2020/2174 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Verbringung von 
Abfällen, in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

5.4 Darüber hinaus verpflichtet sich der AN, a) seine gesetzlichen Vertreter und Mitarbeiter zur Einhaltung der Menschenrechtlichen 
Schutzpflicht anzuweisen und b) seine gesetzlichen Vertreter und Mitarbeiter regelmäßig in Bezug auf die Einhaltung der Men-
schenrechtlichen Schutzpflicht zu schulen. 
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5.5 Der AN ist verpflichtet, uns zu informieren, wenn ihm Anhaltspunkte für eine bereits eingetretene oder drohende schwerwiegende 
Verletzung einer Menschenrechtlichen Schutzpflicht im Zusammenhang mit der rechtsgeschäftlichen Beziehung mit dem AG in 
seinem eigenen Geschäftsbereich oder in seiner Lieferkette bekannt werden. 

5.6 Der AN hat unverzüglich alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um eine eingetretene Verletzung einer Menschenrechtlichen 
Schutzpflicht zu beenden oder deren Ausmaß zu minimieren, und wirksame Schritte zu unternehmen, um künftige ähnliche Verlet-
zungen zu verhindern. Kann die Verletzung einer Menschenrechtlichen Schutzpflicht nicht in absehbarer Zeit beendet werden, wird 
der AN, gemeinsam mit dem AG, unverzüglich ein Konzept zur Beendigung oder Minimierung der Verletzung erstellen und umset-
zen.  

5.7 Unbeschadet weitergehender Rechte und Rechtsbehelfe ist der AG berechtigt, die rechtsgeschäftliche Beziehung aus wichtigem 
Grund und mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn der AN a) die schwerwiegende Verletzung einer Menschenrechtlichen Schutz-
pflicht nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums abstellt; bzw., wenn die Verletzung nicht in absehbarer Zeit beendet werden 
kann, kein Konzept zur Beendigung oder Minimierung der Verletzung erstellt und umsetzt; oder keine wirksamen Maßnahmen zur 
Verhinderung künftiger ähnlicher Verletzungen ergreift; oder b) gegen die Regelungen zu Korruptionsbekämpfung und Geldwä-
scheprävention verstößt.  

6.  Compliance zur Beachtung globaler Handelsvorschriften, Ursprungsnachweise  

6.1  Der AN wird seine Mitarbeiter und die mit dem AN gemäß § 15 AktG verbundenen Unternehmen veranlassen, alle Handelskon-
trollgesetze vollständig einzuhalten. "Handelskontrollgesetze" sind alle anwendbaren gesetzlichen und behördlichen Vorschriften 
im Zusammenhang mit Exportkontrollen, Wirtschaftssanktionen, Handelsembargos und Boykotten. Es werden keine Waren ein-
schließlich materieller bzw. immaterieller Güter (insbesondere Technologien und Software), technische Unterstützung oder sonsti-
gen Leistungen des AN direkt oder indirekt in ein Land, an eine Einrichtung oder an eine Person versandt, übertragen oder erbracht, 
exportiert oder re-exportiert, ohne dass die erforderlichen Genehmigungen gemäß den Handelskontrollgesetzen von der zuständi-
gen nationalen Behörde erteilt wurden. Der AN darf für die Lieferung / Ladung von Waren kein Transportunternehmen / Schiffe 
benutzen, welche im Besitz einer sanktionierten Partei oder einer Partei ist, die mit einer sanktionierten Partei verbunden ist oder 
im Namen einer sanktionierten Partei gemäß den Handelskontrollgesetzen tätig ist, oder das von dieser geleast, gechartert oder 
betrieben wird. Vor jeder relevanten Transaktion, einschließlich des Exports von Waren, technische Unterstützung oder sonstigen 
Leistungen, die im Rahmen der rechtsgeschäftlichen Beziehung mit dem AG oder in irgendeiner Weise damit verbunden ist, hat 
der AN zu prüfen und sichert hiermit zu, dass (a) durch eine solche Transaktion kein Verstoß gegen Handelskontrollgesetze vorliegt, 
auch unter Berücksichtigung des Verbots der Umgehung der Handelskontrollgesetze, und (b) der AN nicht in einer der von der 
Europäischen Union, der Vereinten Nationen, des Vereinigten Königreichs oder der Vereinigten Staaten von Amerika geführten 
Sanktionslisten aufgeführt ist.  

6.2  Unbeschadet weitergehender Rechte und Rechtsbehelfe ist der AG berechtigt, die rechtsgeschäftliche Beziehung oder Transak-
tion, die im Zusammenhang mit der rechtsgeschäftlichen Beziehung mit dem AG steht, aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung 
zu kündigen, wenn der AN die in Ziffer 6.1 genannten Verpflichtungen nicht einhält. Darüber hinaus hat der AN den AG von allen 
Ansprüchen, Schäden, Kosten, Ausgaben, Verbindlichkeiten, Verlusten, Forderungen oder Verfahren freizustellen, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit einem Verstoß des AN gegen seine in Ziffer 6.1 genannten Verpflichtungen ergeben und den AG 
schadlos zu halten.  

6.3  Der AN verpflichtet sich, den AG für die zu liefernden Waren den nichtpräferenziellen bzw. präferenziellen Warenursprung (Verord-
nung (EU) Nr. 2015/2447) innerhalb einer Frist von vierzehn (14) Tagen nach entsprechender Aufforderung durch uns und auf dem 
vom AG zur Verfügung gestellten Formular verbindlich mitzuteilen (Lieferantenerklaerung-FT@evonik.com).  
Änderungen des nichtpräferenziellen und präferenziellen Warenursprungs ist der AG darüber hinaus unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. Für Waren, die im Einfuhrland eine Präferenzbehandlung erfahren können bzw. für die ein Ursprungsnachweis im Einfuhr-
land aufgrund von anderen lokalen Importregelungen erforderlich ist, wird der AN der jeweiligen Lieferung einen entsprechenden 
Ursprungsnachweis beifügen (bspw. Formblatt A, EUR 1, Ursprungserklärung auf der Rechnung).  

7.  Subunternehmer 

7.1 Subunternehmer dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den AG eingesetzt werden. Die Zustimmung darf nicht 
ohne sachlichen Grund verweigert werden. Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn sicherheitstechnische Anforderun-
gen nicht gewahrt werden. Der AN hat den Subunternehmern bezüglich der von ihm übernommenen Aufgaben alle Verpflichtungen 
aufzuerlegen und deren Einhaltung sicherzustellen, die dem AN gegenüber dem AG obliegen.  

8.  Versand 

8.1  Der AN hat die in der Bestellung / Beauftragung angegebene Versandanschrift zu beachten. Beim Versand sind die jeweils in 
Betracht kommenden Tarif-, Transport- und Verpackungsbestimmungen der Bahn, des Straßenverkehrs, der Schifffahrt, des Luft-
verkehrs usw. einzuhalten. 

8.2  Neben der Versandanschrift sind in den Transportpapieren stets die Bestellangaben (Bestell-Nr., Bestelldatum, Anlieferstelle, ggf. 
der Name des Empfängers und die vom AG vergebene bzw. mitgeteilte Materialbezeichnung und -nummer) anzugeben. Sofern 
Unterlieferanten eingesetzt werden, haben diese den AN als ihren Auftraggeber in Schriftwechsel und Frachtpapieren unter Angabe 
der Bestelldaten anzugeben. 

8.3  An Ladeeinheiten ab einer Tonne (1 t) Stückgewicht ist dieses gut sichtbar und dauerhaft anzubringen. 

8.4 Zu Teillieferungen / -leistungen ist der AN nur mit der ausdrücklichen Zustimmung des AG berechtigt. 

9. Verzug; Behinderungen 

9.1 Der vom AG in der Bestellung / Beauftragung angegebene Liefer- / Leistungstermin ist bindend. Für die Rechtzeitigkeit der Fertig-
stellung der Montageleistung ist der Zeitpunkt der Abnahme maßgeblich. Die vorzeitige Fertigstellung von Montageleistungen oder 
Teilleistungen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des AG. Der AN ist verpflichtet, den AG unverzüglich zu informieren, 
wenn Umstände eintreten und ihm erkennbar werden, aus denen sich ergibt, dass der festgelegte Liefer- / Leistungstermin nicht 
eingehalten werden kann.  

Sollte sich der AN mit der Leistungserbringung in Verzug befinden, kann der AG die betroffene Leistung oder Teilleistungen auf 
Kosten des AN selbst vornehmen oder durch Dritte vornehmen lassen, wenn der AG den AN erfolglos eine angemessene Frist zur 
Erbringung der konkreten Leistung oder Teilleistung gesetzt hat. Der AN verpflichtet sich dem AG sämtliche Schäden, 
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Aufwendungen und Kosten zu ersetzen, die dem AG durch die verspätete Leistungserbringung entstanden sind. Im Falle des 
Verzugs stehen dem AG die gesetzlichen Ansprüche zu. 

9.2 Auf das Ausbleiben vom AG zu liefernder notwendiger Unterlagen / Angaben kann sich der AN nur berufen, wenn er diese trotz 
schriftlicher Anmahnung nicht innerhalb einer angemessenen Frist erhalten hat. 

9.3 Es ist davon auszugehen, dass verschiedene Gewerke zeitgleich auf der Baustelle tätig sind. Dadurch ergeben sich gelegentlich 
Überschneidungen und gegenseitige Behinderungen der Gewerke. Für solche Behinderungen, die das Maß des Zumutbaren nicht 
überschreiten, kann der AN weder Terminverlängerung noch Mehrkosten geltend machen. Das gleiche gilt für Ausführungs- bzw. 
Montageerschwernisse. Ebenso kann der AN Schlechtwetter nicht als Erschwernis / Behinderung geltend machen, es sei denn, es 
liegt ein Fall höherer Gewalt vor. Der AG ist bestrebt, die Arbeitsvorbereitungen des AN zu unterstützen und koordinierend einzu-
greifen, wenn Behinderungen rechtzeitig bekannt gemacht werden. 

Sollte der AN eine drohende oder bereits eingetretene grundsätzliche Behinderung erkennen, die das Erbringen der Leistungen 
durch den AN ganz oder teilweise unmöglich macht, muss der AN dem AG diese unverzüglich (d. h. am selben Tag) anzeigen 
(„Behinderungsanzeige“) und Lösungsansätze vorschlagen.   

Sollte eine solche Behinderung zeitliche und / oder wirtschaftliche Auswirkungen auf das Erbringen der Leistungen haben („Aus-
wirkungen“), muss der AN dem AG diese Auswirkungen inklusive der mit der Umsetzung der Lösungsansätze verbundenen inner-
halb von vierzehn (14) Kalendertagen nach der Behinderungsanzeige anmelden und entsprechende Nachweise vorlegen.   

Kurzfristige vom AG zu vertretende Behinderungen (z. B. Wartezeit wegen eines Gasaustritts im Werk oder einer fehlenden Bei-
stellung des AG) sind dem zuständigen Montageleiter des AG am gleichen Arbeitstag anzuzeigen. Sofern das zumutbare Maß 
überschritten wird, sind zeitliche und / oder wirtschaftliche Auswirkungen zwischen AG und AN zu vereinbaren. 

Der AN ist verpflichtet, die Auswirkungen einer Behinderung zu minimieren, bzw. die Arbeiten umgehend wieder aufzunehmen, 
sobald die Behinderung wegfällt. Das Wegfallen der Behinderung und die Wiederaufnahme der unbehinderten Leistungserbringung 
hat der AN dem AG unverzüglich mitzuteilen.   

Eine spätere Geltendmachung der zeitlichen und / oder wirtschaftlichen Auswirkungen einer Behinderung durch den AN ist ausge-
schlossen. 

9.4 Wird eine Vertragsstrafe vereinbart, gilt Folgendes: Der AN ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe verpflichtet, sofern er die verein-
barten Vertragsfristen nicht einhält, es sei denn, er hat die Verzögerung nicht zu vertreten. Die Vertragsstrafe beträgt für jeden 
Werktag (Montag bis Samstag) des Verzugs null-komma-eins Prozent (0,1 %) der Bruttoauftragssumme gemäß der Bestellung / 
Beauftragung, höchstens jedoch fünf Prozent (5 %) der Bruttoauftragssumme. Die Vertragsstrafe gilt, sofern sich die Vertragsfristen 
verschieben, auch für die neuen Vertragsfristen. Im Verzugsfall ist daher die Nichteinhaltung einer neuen Vertragsfrist vertrags-
strafenbewehrt, ohne dass es bei der Verschiebung einer besonderen Vereinbarung bedarf. Weitergehende Schadensersatzan-
sprüche wegen des Verzugs mit den Vertragsfristen bleiben unberührt, die Vertragsstrafe wird jedoch auf die Schadensersatzan-
sprüche angerechnet.  

9.5 Sofern auch Zwischenfristen als Vertragsfristen vereinbart sind, gilt ergänzend: Bezugsgröße zur Berechnung der Vertragsstrafe 
bei der Überschreitung einer Zwischenfrist ist der Teil der Bruttoauftragssumme, der den bis zu diesem jeweiligen Zeitpunkt ver-
traglich zu erbringenden Leistungen entspricht. Verwirkte Vertragsstrafen für den Verzug wegen Nichteinhaltung einer Zwischenfrist 
werden zunächst auf eine etwaige Vertragsstrafe für eine spätere Zwischenfrist und sodann auf eine etwaige Vertragsstrafe nach 
Ziffer 10.4 angerechnet. Zudem ist eine bereits gezahlte Vertragsstrafe dem AN wieder zurückzuzahlen, sofern und soweit (1) der 
Fertigstellungstermin durch den AN doch noch eingehalten wird und sofern und soweit (2) dem AG keine Schäden aus dem Verzug 
mit den Zwischenfristen entstanden sind.  

9.6 Vertragsstrafenansprüche des AG wegen Verzugs werden insgesamt auf fünf Prozent (5 %) der Bruttoauftragssumme begrenzt, 
und zwar auch, wenn sich mehrere Vertragsstrafen-Beträge summieren. Soweit die berechtigte Bruttoschlussrechnungssumme 
des AN niedriger sein sollte als die Bruttoauftragssumme, ist die Bruttoschlussrechnungssumme maßgeblich als Basis für die Be-
rechnung der Vertragsstrafe. Vertragsstrafen für die Überschreitung verbindlicher Zwischenfristen können bereits von den entspre-
chenden Abschlagszahlungen abgezogen werden. 

10. Leistungsnachweise und Abnahme; Gefahrübergang 

10.1 Etwaige vertraglich vereinbarte Leistungsnachweise und die Abnahme sind vom AN für den AG kostenfrei zu erbringen bzw. vor-
zunehmen und von beiden Vertragsparteien schriftlich zu protokollieren. Die Abnahme der fertiggestellten Montageleistungen soll 
förmlich im Anschluss an eine gemeinsam durchzuführende Endkontrolle erfolgen; die Möglichkeit einer fiktiven Abnahme wird 
dadurch nicht ausgeschlossen. Die Fertigstellung bzw. Endkontrolle ist vom AN zwei Wochen im Voraus schriftlich beim AG anzu-
kündigen.  

10.2 Der Gefahrübergang bezüglich der vom AN erbrachten Lieferungen und Leistungen auf den AG erfolgt nur bei vorbehaltloser 
Abnahme derselben durch den AG. 

11. Vertragspreis / Vergütung, Preisarten   

11.1 Für die Vergütung von Verträgen zu Montageleistungen werden Vertragspreise vereinbart, für die im Wesentlichen die Preisarten 
„Festpreis“, „nach Aufwand“ sowie „nach Aufmaß und Einheitspreisen“ zur Anwendung kommen. Für verschiedenartige Leistungen 
können im Vertrag, je nach Sachverhalt, unterschiedliche Preisarten festgelegt werden. Die vereinbarten Vertragspreise verstehen 
sich als Nettopreise zuzüglich etwaiger gesetzlicher Mehrwertsteuer. 

Mit Zahlung der Vertragspreise sind sämtliche Lieferungen und Leistungen des AN einschließlich aller Auslagen, Nebenkosten, 
Nebenleistungen, Spesen, etc. abgegolten, die vom AN im Rahmen der Vertragserfüllung zu erbringen sind. Soweit nicht ander-
weitig geregelt, zählen hierzu insbesondere: 

a) sämtliche Kosten für im Umfang des AN enthaltene Lieferungen, Materialien, Hilfsstoffe, etc.; 

b) sämtliche Lohn- und Lohnnebenkosten für Baustellenleitung, Aufsichten, Fach- und Hilfskräfte, Sicherheits- oder sonstiges 
Personal des AN; 

c) personalbedingte Kosten, wie z. B. Auslösung, Fahrtkosten, Fahrtzeiten, Übernachtungen, Zuschläge  
(außer für vom AG angeordnete Mehrarbeit, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit); 
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d) die sich gemäß Ziffer 1.1 aus den allgemeinen „Pflichten und Aufgaben von Auftragnehmern“ sowie durch standortspezifische 
Regelungen ergebenden Prozedere und Verpflichtungen; 

e) Kosten für Einrichtung, Unterhalt und Räumung der Baustelle, z. B.:  
- Büro- und Baustellencontainer, einschließlich Sozial- und Sanitäreinrichtungen, 
- Büro- und Werkstattausstattungen, 
- Werkstatt, Werkstatteinrichtungen, Freilagerflächen, Lagerräume, etc., 
- EDV und Kommunikationsmittel wie Computer, Telefone, Mobiltelefone, Kopiergeräte, EDV-Software; 

f) Kosten für auftragsspezifische Absprachen, Unterweisungen, Qualitätssicherung und Berichte, z. B.: 
- Sicherheitsunterweisungen / -belehrungen vor Arbeitsantritt; 
- Detailabsprachen zu vereinbarten Leistungsinhalten und deren Ausführung, 
- sicherheitsrelevante Absprachen, Erhalt von Arbeitserlaubnis- und Feuerscheinen, etc., 
- Erstellung von Verfahrensanweisungen zur sicheren Ausführung von Arbeiten (sofern erforderlich); 
- Überprüfung der erfolgten Freistellung von Anlagenbereichen durch den AG vor Arbeitsaufnahme, 
- Abstimmungen mit anderen auf der Baustelle tätigen Gewerken und Betriebsvertretern, 
- Teilnahme an regelmäßigen Baustellenbesprechungen, 
- Erstellung von Fortschrittsberichten (je nach Art täglich, wöchentlich, monatlich), 
- Erstellung der Abrechnungsgrundlagen für erbrachte Lieferungen und Leistungen (Aufmaße, etc.), 
- Erstellung von Bewertungsgrundlagen für ggf. zu vereinbarende Vertragsanpassungen, 
- Erstellung der Qualitätssicherungsdokumentation; 
- Durchführung von im Umfang des AN enthaltenen Prüfungen, Unterstützung von Prüfungen / Abnahmen durch Dritte, 
- Vorbereitung, Durchführung und Dokumentation von Abnahmebegehungen, 
- auftragsbezogene „as-built“-Dokumentationsunterlagen und Errichterbescheinigungen; 

g) sonstige Kosten, z. B.: 
- Beistellung der für das Erbringen der vereinbarten Montageleistungen erforderlichen Werkzeuge  
  (lieferantenspezifische Sonderwerkzeuge werden ggf. vom AG gestellt), 
- Gerüstgestellung (sofern nicht anderweitig geregelt), 
- Krane, Hubbühnen, Hebezeuge, etc. (sofern nicht anderweitig geregelt) 
- temporäre Befestigungen, Einrichtungen (auch für Prüfungen), 
- Personentransportfahrzeuge, Servicefahrzeuge, 
- Arbeitsschutzmittel und -kleidung, 
- sämtliche Transporte auf der Baustelle (sofern nicht anderweitig geregelt), 
- Maßnahmen zum Wetterschutz, 
- regelmäßige Reinigung der Baustelle und sachgerechte Entsorgung von Abfällen, 
- Einweisung des AG-Personals des AG in Bedienung und Wartung der vom AN gelieferten und / oder montierten Anlagen 
  (sofern zutreffend). 

Die vereinbarten Vertragspreise, Einheitspreise bzw. Faktoren und Stundensätze sind für die festgelegte Vertragslaufzeit  
verbindlich; sie bleiben auch im Falle von Mengenänderungen unverändert gültig. 

Eine Preisgleitklausel für Lohn-, Material-, Geräte- und Stoffkosten kommt für die festgelegte Vertragslaufzeit nicht zur Anwendung, 
d. h. Lohn- und Materialpreiserhöhungen, die nach Vertragsabschluss eintreten, werden nicht vergütet. 

11.2 Vergütung als Festpreis (Pauschalpreis) 

Für den gesamten vertraglich vereinbarten Liefer- und Leistungsumfang oder definierter Teile desselben wird dem AN vom AG ein 
fester Vertragspreis (Geldwert) vergütet. Wurde für eine Lieferung oder Leistung ein Festpreis vereinbart, ist die Abrechnung von 
Stundenlohnarbeiten inklusive Überstundenzuschläge auf ein Minimum - im Regelfall maximal fünf Prozent (5 %) der Auftrags-
summe - zu beschränken, es sei denn, es wurde eine Änderung der vertraglichen Abrechnungsart zwischen AG und AN vereinbart. 
Stundenlohnarbeiten bedürfen einer vorherigen, ausdrücklichen Vereinbarung zwischen AG und AN und richten sich nach den in 
Abschnitt 11.4, Vergütung nach Aufwand, aufgeführten Bedingungen. 

Werden zu einzelnen Lieferungen und / oder Leistungen Festpreise vereinbart, so gelten diese inklusive aller unter 11.1 aufgeführ-
ten Kosten, die zur Erfüllung der vertraglichen Lieferung oder Leistung notwendig sind, bis zur vollständigen Erledigung des Auf-
trags.  

11.3 Vergütung nach Aufmaß und Einheitspreisen 

Vertraglich vereinbarte Liefer- und Leistungsnachweise (Aufmaße) sind vom AN kostenfrei für den AG zu erstellen und dem AG 
vorzulegen. Der AG prüft vor Ort, in der Regel gemeinsam mit dem AN, sämtliche Aufmaße. Stellt der AG im Rahmen der Aufmaß-
prüfung Fehler, Unstimmigkeiten oder sonstige Unklarheiten fest, informiert der AG den AN hierüber und gibt ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme und ggf. zur Korrektur des oder der betroffenen Aufmaße(s). Vom AG bestätigte Aufmaße werden auf Basis der 
jeweils für den Vertrag maßgeblichen Standardleistungs- bzw. Standardmaterialverzeichnisse des AG auf Basis einer Einzelkalku-
lation erfasst. Die zu verrechnenden Einheitspreise sind Festpreise. 

Die Einheitspreise (Verrechnungssätze) basieren immer auf der Grundlage, dass der AN oder seine Subunternehmen die im Ver-
trag spezifizierten Wochenarbeitszeiten arbeiten. Soweit nicht ausdrücklich anderes vereinbart ist, umfassen diese sämtliche Kos-
ten. Die Erstattung von Zuschlägen bedarf der ausdrücklichen Vereinbarung im Auftrag. 

Unbeschadet weitergehender Ansprüche des AG gelten für Lieferungen des AN im Falle von Abweichungen die bei der Eingangser-
mittlung durch den AG festgestellten Mengen, wenn nicht der AN nachweist, dass die von ihm berechneten Mengen zum Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs nach einer allgemein anerkannten Methode richtig festgestellt wurden. 

Montageleistungen, die nicht in einem Standardleistungs- oder Standardmaterialverzeichnis hinterlegt sind, werden entweder ge-
mäß von den Vertragsparteien einzeln zu verhandelnder Preise oder nach Aufwand vergütet. Die Vertragsparteien werden sich vor 
Ausführung solcher Leistungen über die anzuwendende Preisart verständigen. 

11.4 Vergütung nach Aufwand 

Insbesondere wenn sich vor oder während der Ausführung der Montageleistungen ein Bedarf an nicht im Festpreis oder nach 
Aufmaß und Einheitspreisen bewertbaren Montageleistungen zeigt, werden diese nach Zeitaufwand zu den im Vertrag vereinbarten 
Stundensätzen abgerechnet. Die Ausführung solcher Montageleistungen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des AG.  
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Grundlage für die Vergütung von Stundenlohnarbeiten ist die reine Arbeitszeit. Aufsichts-, Fahr- und Wegezeiten sowie Auslösun-
gen u. ä. werden nicht vergütet. Montageleiterstunden gelten nicht als Stundenlohnarbeiten. Die Abrechnung erfolgt auf 0,25 Stun-
den genau. 

Für die Abrechnung genehmigter Leistungen nach Zeitaufwand hat der AN zum Nachweis von geleisteten Stunden sowie ggf. 
eingesetzten Geräte und beigestelltem Montagematerial inhaltlich mit dem AG abgestimmte Formblätter zu verwenden. Diese sind 
dem AG üblicherweise tagesaktuell, jedoch spätestens nach 5 Arbeitstagen zur technischen und quantitativen Prüfung vorzulegen. 
Der AG prüft vor Ort, in der Regel gemeinsam mit dem AN, sämtliche vorgelegten Nachweise. Stellt der AG im Rahmen der Prüfung 
Fehler, Unstimmigkeiten oder sonstige Unklarheiten fest, informiert der AG den AN hierüber und gibt ihm Gelegenheit zur Stellung-
nahme und ggf. zur Korrektur des oder der betroffenen Nachweise(s). Vom AG bestätigte Nachweise sind vom AN der Abrechnung 
beizulegen.  

Das Abzeichnen der vorgenannten Nachweise durch den AG begründet kein rechtsgeschäftliches Anerkenntnis im Hinblick auf die 
grundsätzliche Berechtigung des AN zur Abrechnung dieser Leistungen nach Zeitaufwand in dem konkreten Falle. Diese bleibt 
beispielsweise der Prüfung vorbehalten, ob es sich um zusätzlich erforderliche Leistungen oder um vom Vertrag bereits umfasste 
Leistungen handelt.  

Stellt sich im Rahmen späterer Überprüfungen heraus, dass die nach Aufwand berechneten Leistungen bereits als Vertragsleis-
tungen berücksichtigt sind oder zu deren Nebenleistungen gehören, so erhält der AN trotz eventuell abgezeichneter Nachweise 
nicht die von ihm begehrte Vergütung. Bei etwaiger Doppelbezahlung von Leistungen, d. h. sofern diese auch als Vertragsleistun-
gen vergütet wurden, ist der AN zur unverzüglichen Rückerstattung verpflichtet. Auf den Wegfall der Bereicherung kann sich der 
AN nicht berufen. 

12. Rechnung und Zahlung, Änderung der Bankverbindung  

12.1 Rechnungsstellung 

Rechnungen des AN an den AG müssen alle gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtangaben nach deutschem Recht enthalten. In der 
Rechnung ist die vollständige Bestellnummer des AG anzugeben. Der Rechnung sind alle vom AG bestätigten Nachweise über die 
Erbringung der Montageleistungen und sonstigen Nachweisdokumente beizufügen. Die Rechnungen haben den Angaben im Ver-
trag hinsichtlich Leistungsbezeichnung, Preis, Menge, Reihenfolge der Positionen und Positionsnummer zu entsprechen.  

Die Zusendung der Rechnung hat gesondert an die in der Bestellung / Beauftragung angegebene Rechnungsanschrift des AG zu 
erfolgen.  

Abschlagszahlungen leistet der AG nur, wenn solche vertraglich vereinbart sind und die Fälligkeitsvoraussetzungen vorliegen, es 
sei denn, dem AN steht ein Anspruch aus § 632a BGB zu und er stellt dem AG eine entsprechende Sicherheit. Die Sicherheit ist 
durch eine selbstschuldnerische Bürgschaft eines Kreditinstituts oder Kreditversicherers, der in der EU seinen Geschäftssitz hat, 
nach deutschem Recht zu stellen. 

Zahlungsfristen beginnen ab Ablieferung der Ware am Empfangsort (Versandanschrift) bzw. Erbringung der Leistung oder Ab-
nahme der Werkleistung, jedoch nicht vor Eingang der Rechnung an der in der Bestellung / Beauftragung angegebenen Rech-
nungsanschrift des AG. Eine Zahlung beinhaltet keinen Gutbefund.  

Der AG hat das Recht, bis 3 Jahre nach Abnahme der Montageleistungen selbst oder durch beauftragte Dritte Einsicht in die 
Unterlagen des AN zu nehmen, die erforderlich sind, um die vertragsmäßige Berechnung der dem AN gegenüber dem AG zu-
stehenden Vergütung prüfen zu können. 

12.2 Umsatzsteuer 

Ist die Montageleistung in Deutschland steuerbar und steuerpflichtig, ist vom AN über die erfolgte Leistungserbringung eine Rech-
nung auszustellen, die den Anforderungen des § 14 UStG entspricht. Andernfalls kann der AG die Zahlung von etwaiger Umsatz-
steuer so lange zurückhalten, bis der AN eine entsprechende Rechnung ausgestellt hat, die den AG zum Vorsteuerabzug berech-
tigt.  

Ist der AN ein Unternehmen, welches nicht in Deutschland ansässig ist, und die Montageleistung in Deutschland steuerbar und 
steuerpflichtig, ist auf der Rechnung ausdrücklich „Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers“ bzw. „Reverse-Charge“ an-
zugeben (§ 13b Abs. 5 UStG). Der Ausweis von Umsatzsteuer in diesen Rechnungen ist unzulässig. 

12.3 Zahlungen 

Der AG ist nach deutschem Steuerrecht grundsätzlich verpflichtet, 15 % der ab 01.01.2002 gezahlten Vergütungen (zzgl. MwSt.) 
für Montageleistungen einzubehalten und zu Gunsten des Montageleistenden an das Finanzamt abzuführen. Wenn der AN dem 
AG die Freistellungsbescheinigung nicht vorlegt, wird der AG auf den Bruttorechnungsbetrag einen Steuerabzug gemäß „Gesetz 
zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe“ vornehmen.  

Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haftung des AN; sie gelten nicht als Abnahme der Leistung oder von Teilen der 
Leistung. Sie bedeuten auch kein Anerkenntnis ordnungsgemäßer Leistungen oder hinsichtlich des tatsächlich erbrachten Leis-
tungsumfanges sowie hinsichtlich der dort ausgewiesenen Preise.  

Zahlungen der geprüften und anerkannten Rechnungsbeträge durch den AG erfolgen gemäß den im Vertrag festgelegten Fristen 
auf die vom AN angegebene Bankverbindung. 

Beabsichtigte Änderungen seiner Bankverbindung wird der AN dem AG mit einem Vorlauf von drei Monaten über die bekannten 
Ansprechpartner schriftlich anzeigen. Der AG behält sich vor, die Plausibilität und Gültigkeit der neuen Bankverbindung mittels 
eines eigenen Prozesses zu verifizieren und Zahlungen auf die neue Bankverbindung erst nach entsprechender Verifizierung an-
zuweisen. Verzögerungen in der Zahlungsabwicklung, die sich aus der Verifizierung der neuen Bankverbindung des AN ergeben, 
hat der AN zu vertreten und begründen insoweit keinen Zahlungsverzug. 

13. Mängelrüge 

13.1 Im Rahmen der Abnahme der Montageleistungen sind vom AG festgestellte Mängel, Schäden, erkannte Abweichungen in Identität 
und Menge, etc. unmittelbar zu rügen. Im Weiteren wird der AG Mängel unverzüglich rügen, sobald diese vom AG nach den Ge-
gebenheiten des ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs festgestellt werden. 
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14. Mängelansprüche, Haftung des Auftragnehmers, Verjährung 

14.1 Der AN gewährleistet, dass seine Lieferungen / Leistungen die individuell garantierten Eigenschaften und die vertraglich vereinbarte 
Beschaffenheit aufweisen, für die vertraglich vorausgesetzte Verwendung geeignet sind, in ihrem Wert und ihrer Tauglichkeit nicht 
beeinträchtigt sind und den allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie den aktuellen gesetzlichen und behördlichen Vor-
schriften entsprechen. 

14.2 Entspricht die Lieferung / Leistung nicht den Vorgaben der Ziffer 14.1 oder sollte sie aus sonstigen Gründen mangelhaft sein, kann 
der AG, neben den sonstigen gesetzlich geregelten Ansprüchen und Rechten, insbesondere verlangen, dass der AN die Nacher-
füllung für den AG kostenlos und unverzüglich vornimmt und dem AG sämtliche Aufwendungen ersetzt, die dem AG durch die 
Nacherfüllung entstanden sind. Insbesondere in dringenden Fällen, oder wenn der AN mit der Nacherfüllung in Verzug ist, kann 
der AG die Beseitigung des Mangels auf Kosten des AN unverzüglich selbst vornehmen oder von Dritten vornehmen lassen. Hat 
der AN eine Garantie für die Beschaffenheit oder Haltbarkeit der Lieferung / Leistung übernommen, so kann der AG davon unbe-
rührt weitergehend auch die Ansprüche aus der Garantie geltend machen. 

14.3 Lieferungen und Leistungen, die schon während der Ausführung als nicht unwesentlich mangelhaft oder vertragswidrig erkannt 
werden, hat der AN auf eigene Kosten unverzüglich durch mangelfreie zu ersetzen. Er hat dem AG sämtliche daraus entstehenden 
Schäden, Aufwendungen und Kosten zu ersetzen, es sei denn, der AN hat den Mangel oder die Vertragswidrigkeit nicht zu vertre-
ten. Kommt der AN der Pflicht zur Beseitigung des Mangels nicht nach, so kann ihm der AG eine angemessene Frist zur Beseitigung 
des Mangels setzen und nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag oder Teile des Vertrages kündigen und den Mangel oder 
die Vertragswidrigkeit auf Kosten des AN selbst beseitigen oder durch Dritte beseitigen lassen. 

14.4 Der AN haftet für Rechtsmängel nach den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere dafür, dass weder durch die Lieferung / Leistung 
noch durch deren vertraglich vereinbarte Nutzung Patente oder sonstige Schutzrechte Dritter in dem vereinbarten Empfangsland 
verletzt werden. Wird der AG von einem Dritten deshalb in Anspruch genommen, so ist der AN verpflichtet, den AG auf erstes 
schriftliches Anfordern von allen Ansprüchen (einschließlich Gerichts- und Anwaltskosten) freizustellen, die dem AG aus oder im 
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme durch den Dritten notwendig erwachsen. Der AG ist nicht berechtigt, mit dem Dritten 
ohne Zustimmung des AN irgendwelche Vereinbarungen zu Lasten des AN zu treffen. 

14.5 Die Haftung des AN richtet sich im Übrigen nach den gesetzlichen Bestimmungen. Von Schadensersatzforderungen Dritter stellt 
der AN den AG auf erstes Anfordern frei, soweit der AN oder dessen Zulieferer den die Haftung auslösenden Mangel verursacht 
und zu vertreten haben. 

14.6 Auch wenn gewerbliche Schutzrechte des AN bestehen, dürfen der AG oder vom AG beauftragte Dritte Instand- 
setzungen der gelieferten Waren vornehmen. 

14.7 Die gesetzlichen und / oder vertraglich vereinbarten Ansprüche und Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln verjähren nach den 
gesetzlichen Vorschriften. Ein Verzicht auf Mängelansprüche seitens des AG ist nur wirksam, wenn der AG dies ausdrücklich und 
schriftlich erklärt. 

14.8 Außer in den gesetzlich vorgesehenen Fällen der Hemmung der Verjährung ist die Verjährung von Ansprüchen und Rechten bei 
Mängeln auch während der zwischen Mängelrüge und Mängelbeseitigung liegenden Zeit gehemmt. Für ganz oder teilweise neu 
gelieferte, ersetzte oder nachgebesserte Lieferungen oder Leistungen beginnt die Verjährungsfrist erneut. 

15. Versicherungen 

15.1 Der AN muss für die Dauer der Vertragsbeziehung, d. h. unter Einbeziehung der Garantie- und Verjährungsfrist, Haftpflichtversi-
cherungsschutz einschließlich Umwelthaftpflicht mit branchenüblichen Konditionen und den nachfolgend genannten Deckungs-
summen pro Schadensereignis unterhalten:  

Personenschäden:     mindestens EUR 5.000.000,00 

Sachschäden:     mindestens EUR 5.000.000,00 

Vermögensschäden:        mindestens EUR 5.000.000,00 

Tätigkeitsschäden:      mindestens EUR    500.000,00 

Diese Beträge müssen bei mehreren Schadensfällen mindestens zwei Mal pro Versicherungsjahr zur Verfügung stehen. Geringere 
Deckungssummen sind im Einzelfall mit dem AG abzustimmen. 

Der AN muss dem AG diesen Versicherungsschutz spätestens bis zum Montagebeginn durch eine Kopie der Versicherungspolice 
oder eine Bestätigung des Versicherers nachweisen.  

Für Schäden, die den AG betreffen, werden die zukünftig entstehenden Forderungen des AN gegen die jeweiligen Versicherungen 
auf Verlangen des AG im Voraus abgetreten. Für eingesetzte Subunternehmen haftet der AN wie für eigenes Personal. Die ver-
einbarten Versicherungssummen gelten auch für Subunternehmen.  

16. Haftung des AG 

16.1 Der AG, seine gesetzlichen Vertreter und seine Mitarbeiter haften, gleich aus welchem Rechtsgrund, nur für grobe Fahrlässigkeit, 
Vorsatz oder wenn die verletzte Pflicht für die Erreichung des Vertragszweckes von wesentlicher Bedeutung ist (Kardinalpflichten). 
Bei einfach fahrlässiger Verletzung von Kardinalpflichten ist die Haftung des AG auf Schadens und Aufwendungsersatz auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Dies gilt nicht, soweit der AG vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat 
oder im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder für Schäden an privat genutzten Sachen nach 
dem Produkthaftungsgesetz oder aus sonstigen Gründen zwingend haftet. 

17. Vorbehalt der Konzernverrechnung 

17.1 Forderungen, die der AG und die mit dem AG gemäß § 15 AktG verbundenen Unternehmen gegen den AN erwerben, stehen allen 
Unternehmen des Konzerns des AG als Gesamtgläubiger zu; diese Forderungen können also mit Forderungen des AN gegen 
jedes Unternehmen des Konzerns des AG verrechnet werden. Dies gilt für Zurückbehaltungsrechte oder andere Einreden entspre-
chend. 

17.2 Der AN wird bei Forderungsmehrheit der Bestimmung des AG der zu verrechnenden Forderungen nicht widersprechen. 
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18. Räumungspflicht des Auftragnehmers, Abfallentsorgung 

18.1 Im Falle der Beendigung des Vertrages, gleich aus welchem Grund (Vertragsende, Kündigung durch eine Vertragspartei (ordentlich 
oder außerordentlich), Rücktritt einer Partei vom Vertrag), hat der AN unverzüglich die Demontage und den Abtransport seiner 
Anlagen, Werkzeuge und Geräte, sofern er solche beim AG zur Erfüllung des Vertrages errichtet bzw. gelagert hat, auf seine 
Kosten durchzuführen. 

18.2 Soweit bei den Lieferungen / Leistungen des AN Abfälle im Sinne des Abfallrechts entstehen, verwertet oder beseitigt der AN diese 
– vorbehaltlich einer abweichenden schriftlichen Vereinbarung – auf eigene Kosten gemäß den Vorschriften des Abfallrechts. Ei-
gentum, Gefahr und die abfallrechtliche Verantwortung gehen im Zeitpunkt des Abfallanfalls auf den AN über. Diese Regelung gilt 
entsprechend für Rückstände, Bauschutt und dergleichen. 

18.3 Kommt der AN diesen Pflichten nicht nach, kann der AG, nach fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Frist, die Arbeiten selbst 
vornehmen oder einen Dritten beauftragen und die angefallenen Kosten dem AN in Rechnung stellen. 

18.4 Soweit nicht anderweitig vereinbart, ist die Mitnahme von Abfällen des AG durch den AN grundsätzlich unzulässig. 

19. Vertraulichkeit und Datenschutz  

19.1 Der AN verpflichtet sich, alle im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit bzw. zur Vertragsabwicklung vom AG erhaltenen oder 
in sonstiger Weise vom AG oder einem mit dem AG gemäß § 15 AktG verbundenen Unternehmen bekannt gewordenen Informa-
tionen, Kenntnisse und Unterlagen, z. B. technische und sonstige Daten, personenbezogene Daten, Messwerte, Technik, Betriebs-
erfahrung, Betriebsgeheimnisse, Know-how, Zeichnungen und sonstige Dokumentationen („Informationen“) geheim zu halten, un-
beteiligten Mitarbeitenden und Dritten nicht zugänglich zu machen und nur zum Zweck der Abwicklung der jeweiligen Bestellung / 
Beauftragung zu verwenden.  

19.2 Der AN verpflichtet sich, alle hiernach mündlich, körperlich oder digital übermittelten Informationen wie Unterlagen, Muster, Proben 
oder ähnliches sowie auf anderen Wegen (z. B. Inaugenscheinnahme) oder nach entsprechender Aufforderung des AG unverzüg-
lich an den AG zurückzugeben oder sicher zu löschen / zerstören, ohne dass Kopien oder Aufzeichnungen zurückbehalten wer-
den, sowie eigene Aufzeichnungen, Zusammenstellungen und Auswertungen, die Informationen enthalten, auf Aufforderung des 
AG unverzüglich zu zerstören oder dem AG zu übergeben und dem AG dieses schriftlich zu bestätigen.  

19.3 Die vorgenannten Bedingungen gelten nach Beendigung der Zusammenarbeit (Vertragsende), im Fall der Kündigung durch eine 
Vertragspartei (ordentlich oder außerordentlich), sowie des Rücktritts einer Partei vom Vertrag. 

19.4 An den vom AG übermittelten Informationen stehen dem AG jegliche Eigentums-, gewerblichen und sonstigen Schutzrechte zu. 

19.5 Der AN ist zur Einhaltung aller datenschutzrechtlichen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung verpflichtet und wird diese 
beachten. Der AN hat alle mit der Vertragsabwicklung befassten eigenen Mitarbeitenden und ggf. diejenigen seiner Subunterneh-
men nach den einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu belehren und auf das Datengeheimnis zu verpflichten. 
Diese Erklärungen sind dem AG auf Verlangen vorzulegen. 

19.6 Sofern seitens des AG aufgrund der Schutzbedürftigkeit von Informationen besondere Anforderungen hinsichtlich des Know-how-
Schutzes bestehen, wird der AG diese im Rahmen der Anfrage an den AN kommunizieren. 

19.7 Werbematerial 

Es ist dem AN nur mit vorheriger, ausdrücklicher und schriftlicher Einwilligung des AG gestattet, auf die mit dem AG bestehende 
Geschäfts-verbindung in Informations- und / oder Werbematerial des AN Bezug zu nehmen. 

20. Abtretungsverbot 

20.1 Eine Abtretung oder Inkassozession oder Verpfändung von Ansprüchen des AN gegenüber dem AG aus und im Zusammenhang 
mit dem geschlossenen Vertrag über Montageleistungen außerhalb des Anwendungsbereiches des § 354 a HGB ist ausgeschlos-
sen; Ausnahmefälle bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Zustimmung des AG. 

21. Handelsklauseln 

21.1 Soweit Handelsklauseln nach den International Commercial Terms (INCOTERMS®) vereinbart sind, gelten für deren Anwendung 
und Auslegung die INCOTERMS® 2020. 

22. Gerichtsstand und anwendbares Recht  

22.1 Gerichtsstand ist ausschließlich der Sitz des AG, wenn der AN Kaufmann ist. Der AG ist jedoch daneben berechtigt, vor dem 
Gericht, das am Sitz des AN zuständig ist, zu klagen. 

22.2 Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem AN und dem AG gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der 
Verweisungsnormen des Internationalen Privatrechts. Die Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge 
über den Internationalen Warenkauf (CISG) wird ausgeschlossen. 

23. Änderungen, Wirksamkeit 

23.1 Änderungen und Ergänzungen der Bestellung sowie der dieser Besonderen Vertragsbedingungen bedürfen der Textform. Auch 
dieses Formerfordernis kann nur in Textform abbedungen werden. 

24 Salvatorische Klausel 

24.1 Sofern eine Bestimmung der Bestellung oder dieser Besonderen Vertragsbedingungen unwirksam ist oder unwirksam wird, soll 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine wirtschaftlich 
möglichst gleichwertige wirksame Bestimmung zu ersetzen. 

 

 


